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Rüdiger Hachtmann 

Revolutionärer Pragmatismus 
Das Programm der 
Arbeiterverbrüderung 
vom Spätsommer 1848 
Die »Arbeiterverbrüderung« war eine unter maßgeblicher Federführung des Buch-
druckers Stephan Born und des Goldschmieds Ludwig Bisky im Hochsommer des euro-
päischen Revolutionsjahres 1848 ins Leben gerufene Mischung aus Gewerkschaft und 
früher Arbeiterpartei. Förmlich gegründet wurde die Arbeiterverbrüderung von insgesamt 
34 stimmberechtigten und fünf beratenden Delegierten während eines dem Anspruch 
nach nationalen, tatsächlich jedoch In erster Linie norddeutschen Arbeiterkongresses, 
der vom 23. August bis zum 3. September184B in den Räumlichkeiten des Berliner 
Handwerkervereins tagte. Zweck und Ziel dieses Kongresses war es, die im Frühjahr und 
Sommer 1848 in zahlreichen deutschen Städten entstandenen Ansätze berufsübergrei-
fender, quasi gewerkschaftlicher Arbeiterorganisationen zusammenzufassen und gleich-
zeitig den Forderungen der in den deutschen Staaten noch schwachen sozialistischen 
Bewegung einen möglichst repräsentativen Ausdruck zu verleihen. 

Die Forderungen der frühen Arbeiterbewegung, die in den »Beschlüssen des 
Arbeiter-Kongresses zu Berlin« kulmin!ertel\ konnten seit den Märzrevolutionen 1848 in 
breiten Handwerker- und Arbeiterkreisen diskutiert werden, ohne dass die exponierten 
Gesellen und Arbeiter (sowie vielerorts auch proletaroide Meister) die Repressionen 
des alten Obrigkeitsstaats fürchten mussten. Wichtige Vorarbeiten hatte insbesondere 
das von Born und Bisky geführte, am 11. April 1848 in Berlin entstandene »Üentra1-Comit0 
der Arbeiter« geleistet, das Born einen Monat später gegenüber Karl Marx stolz als 
»quasi Arbeiterparlament von Abgeordneten aus sehr vielen [nämlich anfangs 28] Gewer-
ken und Fabriken« bezeichnete. Das von Born am 23. April1848 formulierte Programm 
des »Üentra!-ComitEis der Arbeiter« wies bereits viele Ähnlichkeiten mit den Beschlüssen 
der Arbeiterverbrüderung gut vier Monate später auf. 

In der späteren, Ende der 1860er Jahre entstehenden Sozialdemokratie wären 
die Forderungen und Beschlüsse des Berliner »Central-Comit8s« wie der Arbeiterver-
brüderung als »reformistisch« denunziert worden. Warum Born, Bisky und die anderen 
Delegierten kein »revolutionäres« Programm verabschiedeten (übrigens im vollen Einver-
ständnis mit Marx und ebenso Friedrich Engels), hat Born in der radikaldemokratischen 
Tageszeitung »Berliner Zeitungshalle« folgendermaßen begründet: In den deutschen 
Staaten würden sich »die Bourgeoisie und das Proletariat, das Capital und die Arbeit 
noch nicht so scharf wie in Frankreich und England gegenüberstehn; dort sehn sich kalt-
blütig und kampfgerüstet streng gesonderte Parteien Aug' in Auge. In Deutschland ist 
dieser Gegensatz noch nicht so vollständig vorhanden, weil [.„] die Arbeiter noch nicht 
organisiert sind; sie begreifen sich noch nioht als Partei«. Dennoch »Wollen [wir] unsere 
Lage im allgemeinen verbessern«.1 Dazu müsse man sich organisieren und ein mittelfristig 
angelegtes Programm formulieren. Diese Sätze datieren zwar auf den 13. April. Sie gelten 
jedoch genauso noch für den Spätsommer1848 und waren handlungsleitend für die 
Formulierung der Beschlüsse der >Gründerväter• der Arbeiterverbrüderung. 
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Abbildung: 
Erste Seite der Beschlllsse 
des Arbeiter-Kongresses zu 
Berlln (Bibliothek der FES) 
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2 Beschllissa desArbeiter-KO(lgres-
ses zu Berlin. Vom 23. August bis 
3. September 1848, Berlin 1848. 
In: Dieter Dowe/Toni Offermann 
(Hrsg.), Det>tsche Handwerkar-
ul\d Arbeitarkongressa 1848-1852. 
Bonn 1983, S. 237-249, hier: & 241. 
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Die ziemlich umfänglichen »Beschlüsse des Arbeiter-Kongresses« gliedern sich in 
fünf große Abschnitte. Der mit »Statut für die Organisab'on der Arbeiter« überschriebene 
»Erste Thail« sah ein »Centra[-Komite für ganz Deutschland« sowie für die einzelnen Staa-
ten beziehungsweise Provinzen »Bezirks-Komites« vor, die die Arbeit der »Lokal-Kernites« 
koordinieren sollten. Dieser Organisationsaufbau war ganz offensichtlich den Demokra-
ten der deutschen Staaten abgeschaut, die sich zwei Monate vorher ein vergleichbares 
Statut gegeben hatten. Im Unterschied allerdings zur Organisationsstruktur, die sich die 
Demokraten und (Ende JuJi) die Liberal-Konstitutionellen gegeben hatten, besaßen das 
»Central-Komite« der Arbeiterverbrüderung und die »Bezirks-Komites« der neuen Arbei-
terverbrüderung mehr Kompetenzen. Nicht zuletzt die straffere Organisationsstruktur 
erklärt, warum der organisatorische Zusammenhalt der Arbeiterverbrüderung größer war 
als der der Demokraten. Die Finanzierung des »Central-Komites« wurde dadurch gesi-
chert, dass jedes »Lokal-Komitee« zehn Prozent seiner Einnahmen dorthin abzuführen 
hatte. Seinen Sitz sollte das »Central-Komite« in Leipzig nehmen; tatsächlich wurde die 
Zentrale dieser ersten nationalen Arbeiterorganisation denn auch im Herbst 1848 unter 
der Präsidentschaft von Born in der - im Vergleich zu Berlin freieren - sächsischen Wirt-
schaftsmetropole eingerichtet. 

Der »Zweite Theil« der Beschlüsse, »Se!bsthülfe der Arbeiter« überschrieben, 
forderte die Einrichtung von örtlichen, monopolartigen »Arbeits- und Arbeiternachweis-
bureaus«, die von den »Lokal-Komites« dar Arbeiterverbrüderung aufzubauen seien. 
Wie wichtig diese Bestimmung war, lässt sich erahnen, wenn man bedenkt, dass die 
»Reichsanstalt für Arbeitslosenversicherung und Arbeitsvermittlung« mit den Arbeits-
ämtern als Unterbau erst 1927 eingerichtet wurde und Mitte das 19. Jahrhunderts auch 
private Arbeitsvermittlungen, etwa von Innungen, mehr schlecht als recht funktionier-
ten. Die geplanten »Arbeits- und Arbeiternachweisbureaus« waren selbstorganisiert; 
erst wenn sie keine Arbeitsstellen vermitteln konnten, sollten sie sich an die jeweilige 
Kommune wenden. Unabhängig verlangte die Arbeiterverbrüderung die Meldepflicht bei 
Entlassungen und einen 14-tägigen Kündigungsschutz sowie (vor mehr als 160 Jahren!) 
einen Mindestlohn für die einzelnen Gewerbezweige. Historisch mindestens ebenso 
bedeutsam sind die in den Beschlüssen geforderten frühen Formen von Tarifverhand-
lungen und -Vereinbarungen, nämlich für die einzelnen Gewerke auf der örtlichen Ebene 
vorgesehenen »Liebereinkünft(e] der Arbeitgeber mit den Arbeitern unter dem Vorsitze 
des Lokalkomites«2• 

Der »Dritte Thail« stand unter dem Titel »Hülfe des Staates«. Er sah die passive und 
aktive Wahlfähigkeit ab dem 21. Lebensjahr vor, für »jeden Deutschen« - Mann, wie man 
ergänzen muss. Denn auch nur auf die Idee, Frauen gleichfalls das Wahlrecht zuzugeste-
hen, kam die Arbeiterverbrüderung so wenig wie die Demokraten oder gar die Liberalen 
- nur eine Minderheit der Sozialisten forderte ein Frauenwahlrecht. Dennoch war diese 
Forderung fortschrittlich, sah doch selbst das im Frühjahr1848 erkämpfte Wahlrecht eine 
Begrenzung des Wahlalters auf das 24. Lebensjahr vor. Wichtiger noch war die Forderung, 
das allgemeine und gleiche Wahlrecht auch für die Stadtverordnetenversamrnlungen 
einzuführen. Denn selbst im Revolutionsjahr waren nur diejenigen in den Kommunen wahl-
berechtigt, die über das Bürgerrecht verfügten, also entweder ein eigenes Haus besaßen 
oder aber ein relativ hohes Einkommen nachweisen konnten. Infolgedessen durften 
zum Beispiel an den Wahlen zur Berliner Stadtverordnatenversammlung Mitte Mai 1848 
nur 26.000 Männer teilnehmen, während sich an den einige Tage zuvor stattfindenden 
Wahlen zur Deutschen Nationalversammlung 94.000 und an denen grob zeitgleich 
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durchgeführten Wahlen zur Preußischen Nationalversammlung sogar 115.000 Männer 
beteiligen konnten - was 70 bis 80 Prozent auch tatsächlich taten. 

Angesichts des Tatbestands, dass namentlich Handwerksgesellen oft durch alle, 
ohnehin grobmaschigen und unzureichenden sozialen Netze fielen und in Industriezentren 
wie Berlin eine deutliche Mehrheit der Bevölkerung zugewandert war, kiim der Forderung, 
dass jeder, der am Ort mindestens fünf Jahre lebte, »bleibend zur Armenpflege der 
Gemeinde« gehörte, eine weit größere Bedeutung zu, als man zunächst vermuten möchte. 
Andere soziale Forderungen, dass »die wirkliche Arbeitszeit auf zehn Stunden festgsetzt« 
werden solle oder »kein Gesetz durch die Forderung eines Vermögensnachweises das 
Heirathen erschweren« dürfe, sprechen für sich und verweisen auf oft exorbitant lange, 
im Vormärz übliche Arbeitszeiten beziehungsweise hohe Barrieren für die Familiengrün-
dung. Ähnliches gilt für das Verlangen nach einem unbehinderten Aufenthaltsrecht sowie 
nach einem nicht an einen Vermögensnachweis gebundenes Niederlassungsrecht in 
allen deutschen Staaten sowie nach der Aufhebung aller »Ausnahmegesetz[e] über das 
Passwesen«. 

Entsprechend dem eingangs zitierten bornsohen Diktum, keine »Unsinnige Zerstö-
rung des Oapitals«, sondern im Gegenteil die ungehinderte - sozial freilich abgefederte -
Industrialisierung zu wollen (ehe man auf das Ziel sozialistischer Produktionsverhältnisse 
lossteuern konnte), sollten nach den Vorstellungen der Delegierten des Arbeiterkon-
gresses alle Binnenzölle aufgehoben und alle für die Industrie notwendigen Rohstoffe frei 
eingeführt werden können. Mit diesen Forderungen und dem Verlangen, die »wirkliche 
Dienstzeit« in der Armee auf ein Jahr zu begrenzen sowie - nach dem Vorbild der 
Schweiz, in der sich im November 1847 die libera1dernokratisohen gegen die konservativ-
katholisohen Kantone durchgesetzt hatten - »die Volksbewaffnung allgemein« einzu-
führen, nahm man programmatische Eckpunkte der Demokraten und des linken Flügels 
der liberalen Bewegung auf. 

Höchst fortschrittlich muten auch die Forderungen für eine Reform des Bildungs-
wesens im »Vierthen Th eil« des Programms dar ArbeiterverbrUderung an. Was fUr uns 
heute lapidar klingt - »Die Schule ist Staatsanstalt und wird als solche von der Kirche 
getrennt« - war damals überhaupt nicht selbstverständlich. Gerade im niederen Schul-
wesen spielte die Geistlichkeit eine zentrale Rolle, oft mit noch formellen Aufsichts- und 
Interventionsrechten und immer als inhaltliche Kontrollinstanz. Dies stieß Demokraten, 
Sozialisten und auch vielen Liberalen bitter auf, waren es im Revolutionsjahr doch vor 
allem viele Pfarrer, die gegen die in ihren Augen von »Frankreich« gesteuerte Revo-
lutionsbewegung wetterten, Demokratie, Republik und Sozialismus für Teufelswerk 
erklärten und nicht selten heftig gegen »die Juden« polemisierten, die »Unseren Herrn 
Jesus Christus« verraten hätten. Deswegen besaß für die Repräsentanten der Arbei-
terverbrUderung auch die Forderung einen hohen Stellenwert, »die Jugend zu Welt- und 
Staatsbürgern« zu erziehen, statt (so wäre zu ergänzen) zu bornierten, obrigkeitstreuen 
Kirchgängern. Wenn die Repräsentanten der entstehenden Arbeiterverbrüderung for-
derten, dass der Schulunterricht insgesamt unentgeltlich zu sein habe, dann ist dies ein 
indirekter Hinweis darauf, dass in der Jahrhundertmitte lediglich die schlecht ausgestat-
teten »Armenschulen« nichts kosteten und für Realschulen und Gymnasien Schulgelder 
in einer Höhe aufzubringen waren, die auch besser situierte Gesellen, Arbeiter und selbst 
die große Mehrheit der Meister für ihren Nachwuchs nicht aufbringen konnten. Die For-
derung nach einem unentge_ltliohen Schulbesuch und damit der Aufhebung der sozialen 
Schranken im Bildungsbereich sollte bis weit in das 20. Jahrhundert nicht an Brisanz 
variieren und mutet auch heute angesichts der zu beobachtenden Ökonomisierung des 
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Bildungswesens durch private »Elitesohulen« keineswegs obsolet an. Auoh die Forderung, 
den Kindern alle Lernmittel kostenlos zur Verfügung zu stellen, erscheint angesichts einer 
bleibend hohen Erwerbslosigkeit, prekärer Arbeitsverhältnisse und der Verarmung der 
Untersohiohten heute gleichfalls noch hochaktuell. Der Beschluss, allen »überflüssigen 
Luxus« aus der »Volksschule«, wie der neue Schultyp heißen sollte, zu verbannen und 
die »armen Kinder« auf Gemeindekosten mit einfachen, soliden Kleidungsstücken (nicht 
aber etwa einer Schuluniform) auszustatten, war von dem Motiv getragen, die sozialen 
Unterschiede in den Schulen möglichst nicht zum Tragen kommen zu lassen. Das Verlan· 
gen, dass »kein Kind vor dem vollendeten vierzehnten Jahre zu irgendeiner gewerblichen 
Thätigkeit benutzt« werden dürfe, bringt mittelbar zum Ausdruck, wie weitverbreitet Kin· 
derarbeit in den 1840er Jahren gewesen ist. Lehrer und Schulrektoren wiederum sollten 
nicht durch autokratische Schulräte oder andere Repräsentanten der Obrigkeit, sondern 
»durch die Wahl der ganzen Gemeinde ernannt« und »nur durch den Willen der Gemeinde 
abgesetzt werden« können - eine Forderung, die selbst heute noch (fast) utopisch anmu-
tet. Zukunftsgewandt waren schließlich die Forderungen nach »Fortbildungsanstalten« 
und Abendkursen für Lehrlinge und Gesellen, nach der »Errichtung von technischen Bil· 
dungsanstalten« durch den Staat sowie nach »Volksbibliotheken«. Programmatische Eck· 
punkte für eine Universitätsreform - die unter Studenten sowie Privatdozenten damals 
durchaus kursierten - sucht man dagegen vergeblich, ein Indiz, wie fern den Gesellen und 
Arbeitern damals der Hochschulbesuch lag. Er war und sollte noch lange Zeit ein Privileg 
des Bürgertums und des Adels bleiben. (Dar »Fünfte Th eil« des Programms der Arbeiter· 
Verbrüderung bündelt die skizzierten Forderungen zu Adressen an die Deutsche National· 
versammlung in der Frankfurter Paulskirche und enthält wenige weitere Schriftstücke, die 
hier nicht interessieren.) 

Was >fehlt< (aus heutiger Sicht) im Gründungsprogramm der Arbaiterverbrüde· 
rung außerdem? Das ist zuvörderst die Forderung nach der Republik als der anzustre· 
benden Staatsform. Dass diese Forderung nicht auftaucht, kann freilich nicht wirklich 
überraschen. Selbst breite Strömungen innerhalb dar demokratischen Bewegung 
favorisierten die konstitutionelle Monarchie. Wenn sich in den »Beschlüssen« keine 
explizit positive Äußerung zur Republik findet, dann vor allem, weil Kontroversen über die 
künftige Staatsform vermieden werden sollten. Man wollte sich über diese Frage nicht 
derart zerstreiten, wie dies die demokratische Bewegung in Deutschland tat, sondern 
erst einmal politische Schlagkraft aufbauen und erhalten. Eine andere Forderung, die 
man in den »Beschlüssen« des Berliner Arbeiterkongresses vergeblich sucht, ist die nach 
einem »Ministerium für Arbeiter«. Eine solche Forderung war im Frühjahr1848 in den 
Unterschichten der preußischen Hauptstadt sowie anderer Großstadtregionen durchaus 
populär - nachdem in Paris Ende Februar1848 ein solches Ministerium auf Druck der 
dort freilich sehr viel stärkeren sozialisb"schen Bewegung gegründet worden war, mit 
dem »Arbeiter Albert« (Alexandre Martin) an der Spitze. Für den Verzicht auf eine solche 
Forderung dürften mehrere Gründe ausschlaggebend gewesen sein; die beiden wichtigs-
ten: Die demokratische und sozialistische Bewegung Frankreichs hatte mit der Pariser 
»Junischlacht« (22. bis 26. Juni 1848) eine schwere Niederlage einstecken müssen. Es 
mag angesichts dieser Niederlage, die die Revolution in ganz Europa in die Defensive 
brachte, den Delegierten der Arbeiterverbrüderung taktisch nicht klug erschienen sein, 
eine solche Forderung in ihr Programm aufzunehmen. Ein anderer Gesichtspunkt könnte 
gewesen sein, dass die Einrichtung eines eigenständigen »Ministeriums für Arbeiter« 
dem im August 1848 bereits wieder erstarkenden Obrigkeitsstaat Interventionen in die 
eigenen Organisationen sowie die angestrebte Selbstverwaltung des Arbeitsnachweises 
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erlaubt hätte; dies wollte man unbedingt vermeiden. Eine dritte Forderung, die man in den 
Beschlüssen vergeblich sucht, ist der Wunsch nach einer nationalen Einigung der deut-
schen Staaten. Sie war im Hochsommer 1848 so selbstverständlich, dass man glaubte, sie 
nicht separat auflisten zu müssen. 

Festzuhalten bleibt schließlich, dass sich Born, Bisky und weitere-auf dem 
Gründungskongress der Arbeiterverbrüderung anwesende Mitglieder des »Bunds der 
Kommunisten«, einem 1847 in London gegründeten Geheimbund, nicht in allen Fragen 
durchsetzen konnten. So wurden Bestimmungen in die »Beschlüsse« aufgenommen, 
die mit dem von Born und seinen Mitstreitern postulierten Prinzip der Gewerbefreiheit 
kollidierten. Dazu gehörte unter anderem der Passus, dass Meisterprüfungen ver den 
Innungen als Zwangsvereinigungen des Handwerks (weiterhin) zwingend vorgeschrieben 
bleiben sollten. Zugleich verzichteten die Delegierten des Arbeiterkongresses auf die 
Aufnahme sozialstaatlicher Forderungen, wie sie Born und seine Mitstreiter vertraten und 
im eingangs erwähnten April-Programm des Berliner »Üentra1-0omit0s der Arbeiter« 
auch hatten verankern können. Dazu gehörte etwa das Verlangen nach einem gesetzlich 
verankerten Recht auf Arbeit, nach staatlich garantierter Versorgung aller Hilflosen und 
Invaliden, nach unentgeltlicher Rechtspflege, nach Beschränkung des Erbrechts oder 
nach Abschaffuiig aller feudaler Lasten und Abgaben. Auch wenn die »Beschlüsse« des 
Berliner Arbeiterkongresses vom Spätsommer 1848 hinter einige, zuvor bereits artiku-
lierte demokratisch-sozialistische Reformpositionen zurückfielen, ändert dies nichts 
daran, dass sie einen Markstein in der Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung 
darstellen. 
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